
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Kurztitel 

Asylgesetz 2005 

Kundmachungsorgan 

BGBl. I Nr. 100/2005 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026 

Typ 

BG 

§/Artikel/Anlage 

§ 36 

Inkrafttretensdatum 

12.06.2026 

Außerkrafttretensdatum 

30.09.2026 

Abkürzung 

AsylG 2005 

Index 

41/02 Staatsbürgerschaft, Pass- und Melderecht, Fremdenrecht, Asylrecht 

Text 

5. Abschnitt 

Sonderbestimmungen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und des Schutzes 
der inneren Sicherheit 

Verordnung der Bundesregierung 

§ 36. (1) Stellt die Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates 
mit Verordnung fest, dass die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und der Schutz der inneren 
Sicherheit gefährdet sind, sind die Bestimmungen dieses Abschnittes während der Gültigkeitsdauer dieser 
Verordnung und der Durchführung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen (§ 10 Abs. 2 GrekoG) 
anzuwenden. §§ 17 und 18 Bundeshaushaltsgesetz 2013 (BHG 2013), BGBl. I Nr. 139/2009, sind in 
Bezug auf die Erlassung und Verlängerung dieser Verordnung und jener nach § 37 nicht anwendbar. Die 
Sonderbestimmungen für das Flughafenverfahren (3. Abschnitt) bleiben von diesem Abschnitt unberührt. 

(1a) In der Verordnung der Bundesregierung (Abs. 1) ist festzulegen, welche Regelungen der §§ 36a 
bis 41 während ihrer Gültigkeitsdauer Anwendung finden. Finden während der Gültigkeitsdauer der 
Verordnung Grenzkontrollen an der Binnengrenze nicht oder nur an bestimmten Abschnitten statt, so ist 
ausschließlich § 36a anwendbar. 

(2) Die Feststellung, dass die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und der Schutz der 
inneren Sicherheit gefährdet sind, hat die Bundesregierung gegenüber dem Hauptausschuss des 
Nationalrates schriftlich zu begründen. Dabei ist besonders auf die Anzahl von Fremden, die einen Antrag 
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auf internationalen Schutz oder auf Einreise gemäß § 35 stellen, und auf jene staatlichen Systeme 
einzugehen, deren Funktionieren durch die aktuellen Migrationsbewegungen beeinträchtigt wird. 

(3) Die Verordnung nach Abs. 1 kann für eine Gültigkeitsdauer von bis zu sechs Monaten erlassen 
und höchstens drei Mal um jeweils bis zu sechs Monate verlängert werden. 

Zuletzt aktualisiert am 

11.06.2026 

Gesetzesnummer 

20004240 

Dokumentnummer 

NOR40278125 


	5. Abschnitt
	Sonderbestimmungen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und des Schutzes der inneren Sicherheit


